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(3) Industriepreise für neu in die Produktion aufzuneh­
mende Erzeugnisse, die nicht den Qualitätsvorschriften und 
Einsatzbestimmungen entsprechen bzw. deren Herstellung 
abweichend von den Festlegungen der vorstehend genannten 
Bestimmungen erfolgt, dürfen von den zuständigen Organen 
nur dann festgesetzt werden, wenn die Abweichung zulässig 
ist oder eine Sonder- bzw. Ausnahmegenehmigung durch die 
zuständigen staatlichen Organe entsprechend den Rechtsvor­
schriften erteilt ist. Die Geltungsdauer der Industriepreise 
für diese Erzeugnisse ist auf die zeitliche, mengenmäßige 
oder auftragsgebundene Begrenzung der Abweichung oder 
der Sonder- bzw. Ausnahmegenehmigung zu befristen.

§ 17
Weitere Bestimmungen über Preiszuschläge 

und Preisabschläge
(1) Für die Unter- bzw. Überschreitung von Liefer- oder 

Leistungsfristen dürfen Preiszuschläge bzw. Preisabschläge 
vereinbart werden, wenn in Rechtsvorschriften (wie Allge­
meine Leistungsbedingungen) Liefer- oder Leistungsfristen 
bestimmt sind und diese von den Partnern wesentlich unter- 
oder überschritten werden. Die entsprechenden Toleranzen 
sind in den jeweiligen Rechtsvorschriften festzulegen. Die 
Anwendung von Preiszuschlägen für kurzfristige Leistungen, 
die in Rechtsvorschriften ihrer Höhe nach festgesetzt sind 
(wie Eilzuschläge), bleibt unberührt.

(2) Bei Überschreitung von in Rechtsvorschriften (wie Ver­
sorgungsanordnungen) festgelegten Bestellterminen, die auf 
ein Quartal oder einen kürzeren Zeitraum bezogen sind, 
dürfen Preiszuschläge bis zu einer Höhe von 12 % verein­
bart werden.

(3) Preiszuschläge für Mindermengen dürfen vereinbart 
werden, wenn dies in den speziellen Kalkulationsrichtlinien 
Oder in anderen Rechtsvorschriften festgelegt ist. Soweit in 
den Rechtsvorschriften die Preiszuschläge für Mindermen­
gen ihrer Höhe nach festgesetzt sind, gelten diese.

(4) Die Höhe der Preiszuschläge und Preisabschläge gemäß 
Abs^ 1 und der Preiszuschläge gemäß den Absätzen 2 und 3 
ist auf der Grundlage der Bestimmungen der Ziffern 3 und 4 
der Anlage 7 zu vereinbaren.

(5) Allgemeine Bestimmungen zur Arbeit mit Preiszu­
schlägen und Preisabschlägen bei Industriepreisen sind in der 
Anlage 7 festgelegt.

§ 18
Wahlsortierungen

Für die Wahlsortierungen gelten die hierfür in* den Rechts­
vorschriften getroffenen Bestimmungen.

D.

Ausarbeitung der Industriepreise 

§19
Preisbildungsmethoden

(1) Zur rationellen Gestaltung der Ausarbeitung der In­
dustriepreise nach den staatlichen Anforderungen
— zur Kalkulation der Kosten und des Gewinns gemäß Ab­

schnitt B und
— zur Stimulierung der Produktion von Erzeugnissen mit 

hoher Effektivität und Qualität gemäß Abschnitt C
sind den Betrieben für die einzelnen Erzeugnisgruppen staat­
lich bestätigte Preisbildungsmethoden vorzugeben, wie
— Methoden der Relationspreisbildung gemäß Abs. 2,
— Methoden, zur Bildung von Kalkulationspreisen gemäß 

Abs. 3.
Die Generaldirektoren der Kombinate sind verpflichtet, für 

die Erzeugnisgruppen ihres Verantwortungsbereiches die je­

weils zweckmäßigsten Preisbildungsmethoden auszuarbeiten 
und ihren Anwendungsbereich sowie die Bedingungen ihrer 
Anwendung zu bestimmen. Sie sind nach Bestätigung durch 
den Leiter des Amtes für Preise den Betrieben in den spe­
ziellen Kalkulationsrichtlinien oder anderen Preisvorschrif­
ten bekanntzugeben. Die Betriebe sind verpflichtet, die In­
dustriepreise ausschließlich auf der Grundlage der ihnen ver­
bindlich vorgegebenen staatlich bestätigten Preisbildungs­
methoden auszuarbeiten.

(2) Bei der Ausarbeitung der Preisbildungsmethoden ist 
von folgenden Grundtypen der Relationspreisbildung gemäß 
Anlage 8 auszugehen:

a) Parameterpreise
b) Preisreihen
c) Teilpreise und Teilpreisnormative
d) Differenzkalkulation.

Dabei sind die Methoden gemäß den Buchstaben a bis c vor­
rangig anzuwenden. Die Anwendung von Methoden der Re­
lationspreisbildung, die diesen Grundtypen nicht entspre­
chen, bedarf der Zustimmung des Leiters des Amtes für 
Preise. Die Vorschläge sind — bevor sie dem Leiter des Am­
tes für Preise vorgelegt werden — mit den Hauptabnehmern 
abzustimmen.

(3) Sind für bestimmte Erzeugnisgruppen oder Erzeugnisse 
die Methoden der Relationspreäsbildung nicht anwendbar, 
so haben die Betriebe die Industriepreise als Kalkulations­
preise auszuarbeiten. Diese Erzeugnisgruppen und Erzeug­
nisse sind in den speziellen Kalkulationsrichtlinien festzu­
legen; dazu ist den Betrieben vorzugeben,
— wie mit der Kosten- und Industriepreiskalkulation der Auf­

wand für die Herstellung der neuen Erzeugnisse auf der 
Grundlage des Abschnittes B zu ermitteln ist und

— wie bei neu in die Produktion aufzunehmenden Erzeug­
nissen mit hoher Effektivität Extragewinne gemäß § 12 
in den Kalkulationspreis einzubeziehen sind.

(4) Soweit zweckmäßig, können die Preisbildungsmethoden 
miteinander verbunden werden (z. B. in der Form der Bau­
kastenkalkulation) .

(5) Werden aus einer Erzeugnisgruppe, deren Industrie­
preise als Relationspreise zu bilden sind, Erzeugnisse neu in 
die Produktion aufgenommen, die nicht den Bedingungen 
für die Anwendung der bestehenden Methode der Relations­
preisbildung entsprechen, so sind diese Methoden nach den 
Bestimmungen des Abs. 1 zu ergänzen.

(6) Bei Produktionsmitteln, für die nach den Rechtsvor-, 
Schriften6 produktgebundene Abgaben oder- produktgebun­
dene Preisstützungen festzulegen sind, ist grundsätzlich wie 
folgt zu verfahren:
— die Betriebspreise sind nach den staatlich bestätigten 

Preisbildungsmethoden auszuarbeiten;
— die Industrieabgabepreise sind, ausgehend von den Be­

triebspreisen, durch Hinzurechnung der produktgebunde­
nen Abgaben bzw. durch Abzug der produktgebundenen 
Preisstützungen zu ermitteln.

Im einzelnen gelten die hierzu in den speziellen Kalkula­
tionsrichtlinien getroffenen Festlegungen.

(7) Werden mit den staatlich bestätigten Preisbildungs­
methoden volkswirtschaftliche Zielstellungen, z. B. die Durch­
setzung zweckmäßiger Substitutionsprozesse oder die Pro­
duktion von Konsumgütern in produktionsmittelherstellen- 
den Betrieben, in Ausnahmefällen nicht ausreichend unter­
stützt, so sind vom Herstellerbetrieb in Übereinstimmung 
mit dem Kombinat oder auf Veranlassung des zuständigen 
Ministeriums oder des Amtes für Preise solche Industrie­
preise auszuarbeiten, die diesen Anforderungen entspre­
chen. Die Entscheidung über die Höhe der Industriepreise * S.

6 z. Z. gelten die Verordnung vom 1. Juli 1982 über produktgebun- 
derie Abgaben und Preisstützungen (GBl. I Nr. 30 S. 547), die Erste 
Durchführungsbestimmung vom 1. Juli 1982 (GBl. I Nr. 30 S. 550) sowie 
die Zweite Durchführungsbestimmung vom 20. Mai 1983 (GBl. I Nr. 15
S. 165).


